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fln8g |iM :
Wkhtntl. zwölf nttl .
Abonuem stitspreis :
BierteljShrlich :
in Karlsruhe durch
eine Agentur bezogen:
S Mark 50 Pf ., in
tza» Haus gebracht :
A Mark 80 Pf . . durch
tie Post ohne Zustell .
Gebühr 2 M-rk50 Pf.

Vorausbezahlung . mit täglichem Untechaltungsblatt und Kerlosungsbeitagr .

RnzekgegeVWYe ,
Die Ispaltige Sol »,
»elzeile oder deren
Raum für Lokal »
Inserate IS Pf . , für
auswärtige In¬
serate 20 Pf . , i«
Reklameteil 60 Pf .
Bei größeren Auf¬
trägen entsprechend«

Rabatt .

Parlaments-Ausgabe.
Karlsruhe, den 19 . Zaunar 1899 .

Parlauienlarjsche Berhandlnnne ».
9lad >i>rticf obne Vereinbarung nicht gestattet .

Deutscher Neichstag.
ll . Sitzung vom 17. Januar .

DoS HauS ist schwach besetzt.
1 Uhr . Au , BundeSrathstische : Graf Posadowsky « . A.

Der Gesetzentwurf betr . die Kontrole des ReichshauS «

Halts , des LandeSbauShalts von Elsaß -Lothringen und des HauS -

Halts der Schutzgebiete für das NechiningSjahr 1SS8 wird in

dritter Berathnng ohne Debatte angenommen ; ebenso die Ueber »

riiiknnft zwischen Deutschland und den Niederlanden ,

betr . die Ausdehnung der über die gegenseitige Zulassung der in

den Grenzgemeinden wohnhafte » Aerzte und Hebammen zur Ans -

übnna der Praxis getroffenen Uebereinkunft auf die Thierärzte .

Sodann wird in erster und zweiter Berathnng das Znsatzüber »

eiiikomtlien vom l6 . Juni 1898 zu dem internationalen llcberein .

kommen über de» Eisenbahufrachtverkehr vom 14. Oktober 1890

angenommen , nachdem der Präsident des Reichseisenbahnamts Schulz

einige Erläuterungen dazu gegeben und speziell bemerkt hatte , daß

an den Grundlagen nicht gerüttelt worden sei, sonder » daß man

sich auf Verbesserungen beschränkt und auch Abg . Möller (ni .)

seine Befriedigung über den Abschluß deS Vertrages ausgesprochen .

Es folgt die zweite Lesung deS Etats .
D »r Etat deS Reichstages wird aus Antrag des Abg .

Dr . v . Frege (streik» ns.) von der Tagesordnung abgesetzt .
Beim Etat der Reichskanzlei ergreift das Wort der

Abg . Leiizman » (fr . Dp .) : Der Gegenstand , den ich hier znr

Sprache bringen will , betrifft zwar einen der kleinsten Bundes -

ftaaten , das Fürstenthum Lippe - Detmold und die Thron ,

folge in diesem Fürstenthum , trotzdem aber hat diese Sache

prinzipielle Bedenlung für die Entwicklung des Rechtsznstandes

des deutschen Reiches und sür die Gestaltung des

Tbroufolgerechts in allen deutschen Staaten . Sie ist eine euiineiit

wichtige Rechtsfrage ; denn das Fun dament dis deutsche» Reichs
und aller seiner Mitglieder muß und darf nur daS Recht sei» . Wir

habe » vor längerer Zeit einen Antrag eingebracht , der darauf ab -

zielte , einen Bundesrathsbeschluß , wie er unlängst gefaßt wurde , zu

verhüte » . Dieser Antrag ist allerdings in seiner jetzigen Fassung

durch den Bundesrathsbeschluß überholt worden . Zurückzichen werden

wir den Antrag darum nicht ; ob wir ihn anders gestalten ,

ist eine Fiage der Zukunft . Wir bringen aber die

Sache schon jetzt zur Sprache , weit sie mit Rücksicht ans die

lippcsche Gesetzgebung einen akuten Charakter angenommen hat .

Gestern oder vorgestern ist der lippesche Landtag wiederum ge-

schloffen worden , ohne daß die Thronfolgcfrage geregelt wurde .

Die ' Volksvertretung und das Volk von Lippe scheine»

zu wünschen , daß nn » auch einmal der sankere Faktor

der Reichßgesktzgebuiig — der Reichstag — zu der Sache

Stellung nehme . Die Frage hat eine gewisse Aufregung im

Lande hervorgerufcn , namentlich zu jener Zeit , da der deutsche

Kaiser sich in der Frage zu einer Stellung bekannte , die ganz deut¬

lich erkennen ließ , auf wessen Seite er stand . Ich lege keinen

Werth auf die nebensächliche Frage , wodurch die Juiliative des

Kaisers i» die Sacke hiiicingetrage » wurde . Mir ist eS gleich,

giltig , ob die Söhne und Töchler dos Graf - Regenten

von militärischer Seite gegrüßt werden oder nicht ; mir

ist cS auch ziemlich egal , ob ei » einzelner Monarch

eine gewisse Ceusur aukübe » darf gegenüber einem andere » Staats¬

oberhaupte . Gegen diese Art der Ceiisnr möge» sich die anderen

Fürste » wenden ; ich bin kein Fürst (Heiterkeit ) und mich berührt

i» Folge dessen die Sache nicht ; darum lege ich auch auf die

Depesche kein Gewicht . Wichtig ist mir allein die Rechtsfrage . Um

diese richtig zu verstehen , wird es erforderlich sein , eine kurze

geschichtliche Darstellung des Konflikts zu geben . — Der Fürsten -

titel gebührt jetzt eigentlich dem Prinzen Alexander , dem jüngere » Bruder

des verstorbene » Fürste » Woldemar . Da Prinz Alexander aber unheilbar

geisteskrank ist , so hielt es Fürst Woldemar sür uotrwendig , mit

dem lippesche» Landtage ein R - geutschaftsgesetz zu vereinbare » .

Der Entwurf dieses Gesetzes wurde indessen wieder zrnückgezogc» ,

weil entgegen dem Wunsche der Regierung der Landtag auf

Grund eiues alten veibrieften Rechts dem Regenten zwei

Adjutoren zur Seite stellen wellte . Nach dem Tode des

Fürsten Woldemar trat n» n der damalige lippesche Minister

mit der Behauptung - hervor , der verstorbene Fürst habe

eine Negentsckaftsnnoroiuing hinterlassen , die den Prinzen Adolf z»

Schaniubrng -Lippe zum Regenten einsetzte. Diese angebliche Regent -

schaslsanordnuug wurde in der lippesche« Volksvertretung für in-

konstitutionell erachtet , ja cs wurde sogar behauptet , daß sie ge-

fälscht sei. Ich maße mir ei» Urtheil darüber nicht an ,

obwohl eS immerhin bedenklich erscheinen mag , daß der

Fürst Woldemar nicht einmal seinen » ächsun Familie »,

«» gehörigen von dieser Verordnung Mitthcilung gemacht hatte .

Kurz und gut , der lippesche Landtag war nicht geneigt , diese „An¬

ordnung " anzuerkeunen . Die Art , wie man die lippcsche Volks¬

vertretung tebaiidelte , war weder richtig » och schön. Beispielcwcije

wurde ihr die Entmündigung des Prinzen Alexander jahrelang ver¬

schwiegen, und der morgenö um 6^ Uhr ersetzte Tod des

Fürsten Woldemar dem Volke erst nach 11 Ubr bekannt

gegeben . Dadurch ließ man dem Prinzen Adolf Zeit ,

inS Land zu kommen und die Regentschaft anzutreteii .

Aber diese Dinge interesflreu nnS nickt , de» » der lippesche Landtag

betrat den krnstitulionell richtige» Weg , selber für eine Erledigung

der Negentsckaftsfragr Soige zu tragen . WaS nun die Thronfolge

anlangt , so bewerben stch drei Linie » um de» lippesche» Tbron : die

Linien Lippe -Biesterfeld , Lippe -Weißerneld und Lippe -Schaumburg .

In durchaus konstitutioneller legaler Weise wurde hnrauf derStreit

durch das Schiedsgericht unter dem Vorsitze des Königs von Hacksen

entschieden . Es handelte sich im Wesentlichen darum , ob der Graf

Lippe -Biesterfeld snccejfionssähig sei, da in seinem Blut der dncillus

ixuvtiituis vorkommt (Große Heiterkeit ) weil eine seiner Ahnen

eine Modeste von Unruh genesen sei ; wäre diese

Dane wiikiich modeste gewesen , hätte sic flch wohl

nicht in d . n Thronstreit gemischt . (Große Heiterkeit .)

Aber auch die Schanuibuiger Linie war von dem bacilJas igDobilis
« icht ganz frei , hat doch ei» Graf Friedrich Ernst 1122 eine

Elisabeth von Friesenhausen geheirathet . Leider bat das Schieds - '

gericht eS unterlassen , auch bezüglich der Nachfolger deS Grafen

Biesterfeld Bestimmungen z» treffen . Bedeutende NechtSlehrer

haben aussnhrlich dargelegt , daß die Biesterfelder Linie durchaus

succesfionssähig sei . Andere Rechtslehrer , wie Laband , haben

freilich anders entschiede» , doch hat ei » illustrer Fachkollege
LabaiidS gesagt , wenn deffe» Name nicht auf dem Titelblatt

gestanden hätte , würde man nicht glauben , daß Laband das Gut »

achte» erstattet hätte . Redner erörtert ausführlich de» weiteren

Verlauf des StreiteS bis zn der bekannte » Entscheidung des

Bundesraths . Diese Entscheidung ist » nn so kurios ,

daß fie daS Kopfschüttel » aller Sachverständigen und

Rechtsgelehrten hervorgernfen ha », eS schien beinahe , als

ob der selige Bundestag aus der Eschenheimer
Gasse wieder erstanden sei. (Zuruf : Hat schon in der „National -

Zeitung " gestanden !) Dieser Beschluß des Bundesraths ist nun

das Allerschlimmste, « aS passiven konnte , denn alle Kämpfe und

Streitigkeiten , die in dem arme » Fürstenthum fünf Jahre statt -

gefundcn haben , bleiben i» der Schwebe . (Während dieser Worte hat

derR e i ch s k a » z l e r Fürst z u H o h e n I o h e den Saal betreten ) Der arme

lippescheBeamte weih »icht,ob erbiesterseldijch,oder schaumburgisch denken

soll . Zu meinem Bedauern ist der lippesche Minister Miesitzscheck
nicht hier , obwohl daS Reichsamt des Innern osfiziell von uns

benachrichtigt ist , daß die Sache hier zur Sprache gebracht werden

würde und obwohl der Minister genau weiß, wie daö Land unter

der Kalamität leidet . Die Reichsverdrosfenheit ist deshalb

in Lippe durchaus begreiflich , die Zahl der sozial -

demokratischen Stimmen hat bei den letzten Wahlen
bedeutend zugenommen . Wir halten den BundeSralh nicht für

befugt , die Streitfrage zu entscheiden, der Bnndcsratb hat nicht das

Recht , die Verfassung so zu interprctiren . Es handelt sich garnicht um

Streitigkeiten zwischen Einzelstaaten , a «fdie derbekannteArtikel76

paffen könnte , sonder » um eine Streitfrage des privaten Fürsten »

rechts , bei welchem die ordentlichen Gerichte zuständig sind .

Eine solche Frage aber vor den Bundeßrath zn bringen , verstößt

gegen die elementarsten Begriffe von Recht und Gerechtigkeit . Daß

auch Hervorraaende Rechtsgelehrte so denken, zeigt auch das Gut -

achten des Professors Binding in der „Nationak - Zeitnilg " .

Dieses Gutachten ist ganz vortrefflich , jeden Satz davon könnte ich

«nterschieibeli . Prof . Binding nennt die Entscheidung des Bnndes -

ralhs » . A . ein prozessual isches Unikum, und kommt z» dem Schluß , daß

der Bundeßrath nicht zuständig sei, der Sache fern zn bleiben habe .

Der ganze Streit geht den Bnndesrath gar nichts an . Das

Privatsürsteurecht mag früher Geltung gehabt haben , hent am Ende

des 19 . Jahihundcrls wird der Nichtjurist es nicht begreife » , daß

jemand ats nicht von hohem Adel stauimeiid nicht succcsstonSfährg

sei » soll , aber das Fürstenrecht paßt immerhin für ihm Unte "-

stchende . Allein in Folge der Omnipotenz des Staates , die kein

Bundesrathsbeschluß beseitigen kau» , geht Staatsrecht vorFürstenrecht .

Hat sich doch sogar Schaumburg mit der Einsetzung des Schieds -

gerichtsgesetzes einverstanden erklärt , allerdings wohl in der Ansicht ,

daß dieser Spruch zn Schaumbnrgs Gunsten nnssallen würde .

Kein Organ ist jo » »geeignet zur Schaffung eines Uriheils als der

Buudesrath , denn er besteht nicht aus Richter » , die

aus Ueberzcngrnlg entscheiden , sondern aus Gesandten ,
die so stimmen müsse » , wie ihnen die Regierung
vorschrci'bt . In dieser Sache Halle die eine der Parteien einen

mächtigen Fürsprecher , die andere keinen , da kann der Bnndesrath

nicht gegen den Willen des Volkes anfkommen . Nun sagt man ja ,
man könne den Bundesrathsbeschluß mit Verächtlichkeit ignonren ,
als eine reine Höflichkeit. (Präsident von Ballestreur erklärt

de» Ausdruck „Verächtlichkeit " in diesem Zusammenhang für

unparlamentansch . ) Nachdem die „Kölnische Zeitung " aber

dem Bundesrathsbeschluß so große Bcdentuiig zuschrieb , soll

diese Debatte dem Lande die Widerst « »dssätzlgkeit schenken,

sie soll dem Bnndesrath Gelegenheit geben, die Gründe für seinen ,
— ich will den mildeste» Ausdruck brauchen — wundersame »

Beschluß hier zu vertreten ; aber auch die Minderheit des Bundes -

rathes kann heule ihren Standpunkt hier motivüen . (Heiterkeit !)

Ich meine es durchaus ernst . Mögen die Vertreter von Baier » ,

Meiningen Lippe hier vertreten . (Heiterkeit .) Tbu » sie eS

nicht , so wird das Volk wissen, warum die Minorität lchweigt nnd

keinen günstigen Rückschluß aus de » Bnndesrath thnn . DaS Köuigs -

Ihnm beruht ans Gottes Gnadcn , aber doch nicht nnr in Ländern

über 30 Qnadralmeilcn . Der Regent eines kleinen Landes will und

muß auch ans einem festen Rcchtsbode » stehen . Das mögen auch

die Gegner des jetzigen ZnstandeS bedenke». (Be -fall links .)
Reichskanzler i >r . Fürst zn Hohenlohe - Dchillingsfürstr

Auf die Ausführungen des Herr » Vorredners habe ich Folgendes

zu erklären :
Die Reichsverfaffnng weist in Artikel 76 Absatz 1 gewiffe

öffentlich -rechtliche Streitigkeiten unter bestimrrrten Voranssetzuiigcn
dem Bnndesralhe zur Erledigung zu , welcher selbständig nnd allein

darnach zu bandeln , insbesondere zunächst über seine Kompetenz zn

entscheiden bat . Ein solcher Entscheid ist lediglich ein Akt bundes -

rechtlicher Jrrrißdiktion . Obwohl ich mit dem ergangenen Beschlüsse

völlig einverstanden bin , vermag ich >»> Hirrbtick auf Liese staats -

rechtliche Stellung des Bundeöraths doch nicht in eine Diskussion

ernzutretcu ; denn Urtheile können naturgemäß nickt ivie (Sesetzent -

tvürfe oder Akte der vollzieherrdc» Gewalt den Gegenstand einer

nachträglichen zweiseitigen Verhandlung bilde ».
Jndeß scheint mir auch z» dem Beschlüsse über die Zrrständig -

kcit kein arrskläierrdes Wort nölhig . Denn es ist in der» Beschlüsse

durch Aufführung der einzelne » Thatsachen selbst völlig klar-gestellt ,

daß bei der allerdings kontroversen Anölcgnng des Artikels 76

Absatz l der Reichsverfassnng der Bnndesrath in seiner große »

Mehrheit den Umstand als entscheidend eracktet hat , daß thatsäch -

Uch in seiner äußere » Erscheinung sür beide Parteien der d- treit

den Charakter einer von ihre » Regierungen geführten Staats¬

angelegenheit angenommen hat und die Bundesinstanz in dieser

Streitlage angerufe » worden ist.
Das Verhältiriß der Landesgesetzgebung gegenüber de», fürst¬

liche» Hansreckte bildet de» Hanptstrcitpunkt , »nd da über diesen

die Entscheidung völlig Vorbehalten ist, muß ich es mir versagen ,
durch irgend welche Erklärungen der künftigen Entscheidung unbe¬

fugter Weise vorzngreife ».
Endlich ist es bemängeit , daß der Bnndesrath nicht sofort zn

einer materiellen Erledignug des Streites geschritten ist.
Würde ei » strittiger Snccessioiissall bereits eingetreten fein

oder »ach menschlicher Voraussicht näher bcvorstebcn , so wäre eS

freilich nicht wohl angegangen , von dem Kvmpetenzpnnkt schon die

nächste Frage zu trennen , unter welchen prozessualen Modalitäten

die weitere Erledignug erfolgen wird , indeß ist zu beachten , daß bei

der Bejahung dcr
'
Kompelenz jetzt schon der Rechtsstand für beide

Theite im Sinne der Ziffer 3 des Beschlusses festgelegt worden ist.
Die Trennung des Entscheids der Znständigkeils - nnd der

sachlichen Frage hat unter der Herrschaft der Austrägalordnnng des

früheren tzrutsche » BnndeSrechts regelmäßig stattgehabt . Es ent -

spricht auch nnr dem Charakter des Bundesverhältniffes , nicht vor¬

zeitig durch Vereinigung der verschiedenen Prozeßabschnitte die

Möglichkeit anszuschließc », daß >« einem neuen Stadium eine An¬

näherung der streitende » Theite , fei eS durch eigene Vereinbarung
eines Austrags . sei öS in der Sache selbst, eintrete .

Abg . vr . Lieber (Etr .) : 'Ls handelt sich b --i den Beschlüssen
deS BundesratheS lediglich mn eine Entscheidung der sogenannten

Kompetenzkompctenz Wenn wirklich die beiden Regierungen den

Bnndesrath angernfen hätten , so bliebe immerhin noch die Frage

offen, ob dann der Bnndesrath »icht richtiger gehandelt hätte , sich

sofort darüber zu äußer », ob die Schaumburgijche Regierung auch that -

sächlich ihre » Anspruch als eine » Staatsanspruch dargestellt hat . Denn

aus den Thatsachen , daß zwei Regierungen einen Streit vor den

Bundeßrath bringen , kann man doch unmöglich von vornberein

folgern , daß es sich um einen Streit zwischen zwei Staaten handle .

Wie der Bnndesrath diesen Zwiespalt gelöst hat , läßt sich aus

seinem Beschluß nicht ersehe» . Aber abgesehen davon handelt es

sich auch mn die Frage , wie den» der schaumburg -lippesche Antrag

begründet war . Und da muß ich dock beerorbeben , daß mir noch

niemals etwas Koniuseres vorgekommen ist . (Sehr richtig ! links

und im Centn, « .) Wenn der Reichstag in solchem Falle zu¬

ständig wäre , so würde der Antrag auf allen Seiten des Hauses

zunächst sehr gründlich darausbi » geprüft worden sei» , ob er »icht

ei »« scharfe Zurückweisung im Interesse der Anfreckterbaltung

der wesentlichen Grundlagen deS ReichverfaffnugsrcchtS erfordert

hätte . Ich stehe auf dem Standpunkte , daß es stch in der lippesche»

Frage nicht um einen Streit zwischen zwei Staaten , sonder »

zwischen zwei Fürstenhäuser » handelt . (Sehr richtigy Wen »

ich aus diesem Grunde die Zuständigkeit deS BundesratheS De»

streite im Einverständniß und im Name » aller mein «

politischen Freunde , so muß ich aber noch viel mehr
die Zuständigkeit deS Reichstags als » icht gegeben anerkennen ,
über diese innere lippische Frage die Entscheidung z» treffen .
Wir habe» nicht darüber zu befinden , ob die Linie Lippe -Biesterfeld
oder Lippe-Schaumburg zur Thronfolge berechtigt ist, weil wir

hierfür einzig und allein die Staatsgesetzgebung von Lippe »

Detmold für kompetent erachten . (Sehr richtig !) Deshalb will ich

nicht gegenüber der bereits vom Bnndesrath herbeigeführten Ver¬

wirrung ( Sehr gut !) i» diese Sache noch weitere Verwirrung
hineinbringen . Ich beschäftige mich lediglich mit der Frage : Ist d»

BundeSralh sachlich zuständig und hat er recht mit seine«

Beschi ' ffe gehandelt ? In dem in dieser Frage unter dem Vorsitz
des Königs von Sachsen gefällten Schiedssprüche ist mit keiner

Silbe davon die Rede , daß die schaumburgische Regierung und die

Vertret »ig di-seS Staates bei der Sache mitgewirkt hat . Hat st«
»der nicht mitgewirkt , so giebt eS nnr eine zweifache Möglich¬
keit. Entweder ist der SchiedSvertrag giltig , dann liegt
keine Staatsangelegenheit vor , oder er ist ungiltig , weil
ein Betheiligter nicht mitgewirkt hat . Die Uugittigkeit ist aber

von keiner Seite behauptet worden . Demgemäß mußte der Bundes »

ra «h im Jntereffe der Gerechtigkeit wie im politischen Interesse
sofort znr sachlichen Abweisung mit der Begründung kommen : ES

ist fal 'ch, wenn Du es so darstellst, als handle eS stch um eine »
Streit zwischen zwei Staaten . Wir entscheiden aber , daß unser «

Kompetenz im gegenwärtigen Falle nicht vorliegt . Dadurch hätte
der Bnndesrath der Gerechtigkeit die Ehre nnd der lippeschen Be -

vötkernng nicht nur . sonder » dem ganze» deutschen Volke die Be »

rnhigiiiig wieder gegeben , die durch diese Streitigkeit gestört wurde .

(Sehr richtig ! links und im Centrum .) Wenn der Art . 78

Absatz I so ansgelegt wird , wie es geschehen ist, so wäre diese Be »

stimmnng wohl die verhängnißvollste , die überhaupt in die Reichs -

Verfassung hiueingekommen ist. (Lebhafte Zustimmung .) Sie würde

dann nicht nur sür die kleinen , sonder » auch für die

großen und größte » Staaten höchst verhängnißvoll werde »

können . Setzen Sie doch den Fall , es würde einmal i»

Preußen eine Regentschaft nöthig nnd eS entstände nn »

zwilchen Preußen und Baiern ein Streit über die Reichsregent -

schast, nnd darüber wäre der Bnndesrath zuständig ! Malen Si «

sich das doch aus , und Sie werden sehe », welche Schlange nute «

der von Schaninburg -Lippe entdeckte» Blume verborge » ist. Grad «

mir staatsrechtlichen Fragen darf mau nicht spielen , darf man e>

nicht leicht nehmen , muß man de« Satz : prinvipiis ödst » ! znr un¬

erbittliche » Regel nehmen . Die Bestimmung deS Artikels 76 l ist
eine Nothvestimmung ; weil sie eS ist, und weil fie eS bleibe »

muß . darum mußte der BundeSralh jede Mißdeutung
derselben von vornherein ausfchließen . DaS hat er »icht gethau ,
er hat es versäumt und darum trifft gerade den BundeSralh der

Vorwurf , daß er dem Rechtsbewnßtsein einen schweren Schade «

zngesügt hat . (Lebhafte Zustimmung .) Da er feines Amtes nicht

gewaltet hat . bin ich , stnd meine politischen Freunde der Meinung ,
eS ist Sache des Reichstags , diese Pflicht wahrznnehmen , « «

wenigstens an dieser Stelle dem Worte praktische Geltung zu ver »

schaffe» : Recht »iiiß doch Recht bleiben . (Lebhafter Beifall
links und im Centrmn ) .

Abg. von DziembowSki -Pomia « (Pole ) beschwert stch über
die Ilnterdrücknng der polnischen Sprache und bekämpft eine «

Erlaß an die Staatsbeamte » bezüglich der polnische » Namen , sowie
eine Verfügung des Ministers deS Innern über die Behandlung
des polnische » GesindeS . Beide Erlasse ständen mit den Reichs¬
gesetze» in Widerspruch .

Staatssekretär vr . Gras von PosadowSky r Ich halte mich
für verpflichtet , NanreuS des BuudeSrathS Einspruch gegen di«
Kritik zu erhebe» , die der Abg. Lenzmann au feinen Beschlüsse »

gr übt hat . Ich möchte wohl wissen, wie der Reichstag stch dazu stelle»
würde , wenn stch ein BiiudesrathSiiiitglied über einen ReichStagS »

beschluß in derartiger Form außspräche, wie ste der Abg . Lenzman »
wählte . DaS ist eine Verletzung deS Respekts , den beide Körper »

fchasten einander schuldig stnd. Dem Abg . vr . Lieber erwidere ich,
daß es stch nicht um einen Privatstreit in der lippeschen Frage
Handel », sondern mir einen Streit , der sich gründet auf
daS Privatsürsteurecht , daS in den meisten deutsche »
Staate » ausdrücklich verfaffungsgemäß sanktionirt ist. Die Sachlage
ist folgende : Der Fürst von Schanmbnrg -Lippe hatte geglaubt , daß

feine Ansprüche aus daS Fürstenthum Lippe durch Handlungen der

lippeschen Regierung und deS lippesche» Landtages verletzt
worden seien, und diese Auffassung wurde von seiner Regierung
vertreten . Von der Gegenpartei wurde diese Anschauung bestritte »
und schließlich ist dann die Kontroverse vor den BnndeSrath ge¬

bracht worden . Danach handelt es stch zweifellos um einen Streit

zwischen zwei Staaten . Nu » frage ich Sie , wenn daS Recht
eines Staatsangehörigen verletzt ist von einem anderen Staats
dann wird doch daS 3kccht des betr . Staatsbürgers durch feine »

eigenen Staat vertreten . Sollte das deshalb unter¬

bleibe » , weil dieser Staatsangehörige der Landesherr
des Staates ist? So gut wie das Recht deS einzel¬
ne » Unterthane » von seiner Regierung vertrete » werde »

kann , so erst recht daS Recht deS Landesherrn . Deshalb
war der Bnndesrath zu der Ueberzeugnng gekommen , — wie ja

auch der Reichskanzler anSsührte — daß eS stch thatfächlich um

einen Streit zwischen zwei Staate » handelte . Ich frage weitert

Wie soll denn ei» Landesherr seinen Ansprüche» in einem Bundes -

staate Geltung verschaffen , wenn keine geeignete Instanz

vorhanden ist? Wenn wir kein deutsches gleich hätten ,
dann würde ein Landesherr sich aller völkerrechtlicher Mittel be¬

dienen , um die Entscheidung herbeiznsühren . DaS ist ihm in eine «

Bundesstaate selbstverständlich verwehrt und daß er in einem

solchen Streite für seine Thronfolge . Ansprüche den Civi !»

rechtsweg beschreiteu kann , ist von keiner Seite behauptet
worden . Demgegenüber steht allerdings die Auffassung ,
daß er überhaupt kein Recht mehr hat , wenn der Landtag und
andere Faktoren der LandeSgefetzgebnng die Thronfolgefrage anders

geregelt wissen wollen , daß gegenüber dem fürstlichen HauSrecht die

absolute Souveränität der einzelstaatlicheu Gesetz¬

gebung siebt . Das ist' aber biequaestio facti , zu der der BundeS¬

ralh vorläufig keine Stellung genommen bat , und über die er sich

erst schlüssig machen wird, sobald eine sachliche Entscheidung noth »

wendig ist und im Reich verlangt wird .
Der Abg. Lenzmann hat eS dargestellt , wie ungeheuerlich di«

Folgen wären , wenn der Bnndesrath als solcher eine Entscheidung
träfe , da die Macht nnd das Stimuienverdättiiiß in: Bnndesrath
doch völlig verschieden seien, also daß eventuell auch politisch «

Eestchlspnukte maßgebend sein würde ». Ich gebe den«»

gegenüber die beruhigende Versicherung ab , daß man von

keiner Seite auch nnr entfernt daran gedacht hat , daß de«

Bnndesrath in seiner versaffnngsgemäßen Zusammensetzung nn »

auf Gnnrü des verfaffmigsuiäßige » StioimenverhältiiiffeS selbst i»

der Sache entscheiden sollte. Wenn die Entscheidung einmal noth »

wendig ist , so wird sie entweder in der Form eines Austrägal »

Gerichte oder dnrch ein schiedsgerichtliches Verfahren ge¬
wonnen werden . Ich kau» deshalb weder die gegen den Bundes »



daß
der

hat,
Ich

rfl. i, aerllv.eken ».n « niyr » iigen des Herrn Leiizniann , noch dievedenken de» verehrten Herrn vr . Lieber als berechtigt anerkennen.Wen » der Streit solche Formen angenoninie» hat , wie dieserStreit zwischen de» beiden Bnndeßstaaten . so handelt der Bundes -rath im Interesse des ReichSfriebenß . wenn er sich als Znsta » ,hinstellt nnd eine friedliche Lösung herbeizuführen sucht.
„ Abg . vr . v . Levetzow (kons.) : Ich möchte in einer Art vonSsönlicher Bemerkung Herrn Lenzmann darauf Hinweise» , daß erin großem Jrrthum befindet , wen » er anniinmt . daß meine»ol,tischen Frrnnde für irgend einen der Prätendenten eineVorliebe habe» . Wir habe » nur den Wunsch ,die Entscheidung zn Gunsten desjenigen auSMt .das beste Recht in der Sache hat . Wer eiIst « US gleichgiltig . Zn der Sache selbst rinr « in Wort .willl zugeben , in dem Beschluffe des BundcSrathes ist nichts weiter»n finden, als die Konstatirnng , daß, falls es fich um eine» Streit«vischeu beiden Regierungen handelt, der Bnndesrath kompetentist, zn entscheiden . Aber wie etz ihm nicht einfalleu kann, über die« rage selbst zu entscheiden , die auf dem Gebiete de» Privat -sürstenrechts liegt, ebenso wenig glaube ich , daß die Gesetz -b ^bnng der einzelne » Länder hierüber entscheiden kan» .

. Abg . Leuziuanu : Der Vorwnrf des Staatssekretärs , daß ich
xE" Bundesralh nicht mit der «öthige« Achtung behandelt hätte ,trifft mich nicht , da ich nur von den Beschlüssen deS BundcS-rathS gesprochen habe. Zm Uebrigen freut rS mich, daß der Abg .Lieber im Name« seiner Freunde fest nnd bestimmt hier erklärt hat,daß der BundeSrath zur EntscheidungdieserFrage nicht kompetent ist,da eS flch in der That nicht um einen Streit zwischen zweiStaate » , »ondem um einen Streit zwischen zwei Personenhandelt. ES ist mir wohl bekannt, daß man für diesen Streit eine« orm gefundnt hat, die ihn als eine « Streit zwischen ziveiStaaten hlUstellt ; aber dadurch , daß zivei Regierniigsorganefich de» Streites zweier Personen bemächtigen , hört er«och «>cht auf, der Streit der beiden Personen zu bleiben. Daßfich Dinge , die aus dem Gebiete des Privatfürslenrechtes liegen , derZndikatnr der öffentliche« Gerichte entzöge » , muß ich entschiedendestreiten . Ich verweise wiederholt aus eine EnisweidmigdeS ObertribnualS , worin privaifilksilichc Fragen enischiedc»

wurden. (Staatsjekreiär von PosadowSky rnst : Aber nichtFrage» des Thronfolgerechtes .) Der Bnndesrath » >»ßte flch
demgemäß fragen, ob die Angelegenheit nicht von den Gerichtenenifchieden werde » könnte. Es handelt fich um die Frage , ob dieLinie Lippe -Biesterfeld sneocsstonSsähig ist im Sinne des Privat -
fürstenrechtes , lind das können » ur die Gerichte entscheide».Wenn die lippesche Laudesgcsetzgebnng flch darüber hinweg,
gesetzt >i »d jeniaud bernfeii hätte , der nach der A»f-ffafiung des Gerichts nicht snccessiouSsähig war , dannwäre möglicher Weise die Frage der Thronfolge als eine
selbstständige , staatsrechtliche Frage in den Vordergrund getreten.Aber darum handelt es sich jetzt nicht . Der konfuse Antrag der
Schanmbnrgischen Regiernng »üt seiner konfuse » Begründung gehtgar nicht darauf ans, dir Thronfolge an flch zn regeln, sondernmnthete lediglich dem Bnndesrath z» , in die Landesgesetzgebnng
einzngreifen , nnd dazu ist der Bnndesrath nicht befugt. Wenn der
BundeSrath aber seine Koiuxetenz außspricht , so erklärt er flch auchfür alle Znknnft für kompetent , eine» richterlichen AuSspruch z»fällen nnd rin solches Recht und eine solche Judikatur steht dem
Bnndesrath nicht zu . Den Bnndesrath geht nur die Frage etwasau , liegt ein Streit zwischen zwei Staaten vor ? Kommt man alsozn der Anffaflnng, daß ein Streit zwischen zwei Personen vvrliegt,dann »»nß er flch für nicht kompetent rrliärcn .Damit wird dieser Gegenstand verlassen nnd daS Gehalt des
Reichskanzlers bewilligt .

Beim Etat des Reichsamts des Inner « weist
Abg . Molkeubnhr (Soz .) auf die niedrigen Unfallrenten derSeeleute hin. ES sei ei » großer Nebclstand , daß diese Renten nichtwie die aller übrigen Arbeiter nach Lchnklaflen festgesetzt werden,sondern einheitlich vom Reichskanzler nuter Z' i gründesegnng einernur nenumonartichcn Beschäftigung nnd ohne Berücksichtigung dergroße» Schwankungen der Löhne für Seeleute . Auch die Sce -

berufsgenoflenschaft sei in der Gewährung der Rente » höchst zurück,
haltend . Eine Revision dieser Bestimmungen des linfall -
verflcherungSzefetzes sei dringend notwendig . Auch die Versorgungder Wittwei , und Waisen erheische Verbesicruuge » und die Rhedericliie» hierbei mehr berangezoge » werden .

'
NutcrsiaatSickretär Dr. v. Wvedtkc weist cs zurück, daß die

ISeebernfSgenoflenschastdie Renten — znm The!! « ngerechierweije —
s so niedrig festsetze . Sie verfahre genau nach den gesetzlichen Be-
stimmungen. Die Dnrchschniitsheuer der Seeleute habe flch gegen
früher nicht so wesentlich geändert, daß der Reichskanzler die Unfall -
renten anderweit festsetze » müßte. Der Durchschnitt von 9 Monate »
sei auf Wunsch des Reichstages gewählt worden , während die Re-
giernng t0 Monate als Durchschnitt wünschte .

Abg. Molkeubnhr (soz.) i Es muffe für die Matrosen der
Durchschnitt der letzten drei Kalenderjahre genommen werde« , eS
aber nicht der Regierung überlaffen bleiben , die Unfallrenten wo¬
möglich noch niedriger ftstziifetzeu, um den Rheden, einen Gefallen
zu 1h»n. Vor Allem müsse daS Gesetz ansgeführt werden oder man
ändere eS ab.

Abg . Beckh (frf . Vp .) kommt wieder »vie im Vorjahre anf den
Maffeiimord unserer Singvögel iu Italien und Frankreich zurück,
gegen de » sich jedes fühlende Herz empöre » niiiffe . Der Pariser
Kongreß scheine praktisch genüge Folgen zu habe» , die Scheuhiich-
keiten geben ininier weiter . In Mailand hätte» sich Bauern ge¬
rühmt , einer Wirthschaft in einem Monat 9 Doppelcentner kleiner
Vögel geliefert zn haben.

Staatssekretär Gras Posadowsky r Die sachliche Berechtigungder Anßführniige» des Vorredners erkenne er vollkommen a» , leider
sei die Natifiürnng der Pariser Konvention nicht geinnge » . man
werde sich bemühe » , dieselbe bald zn » reichen, nui dann das Vogel-
schutzgcsctz von 1800 auch wirklich dinchzusührrn. (Beifall.)

Präsident Graf Ballestrem schlägt hierauf vor, flch z» ver¬
tagen .

Nächste Sitzung Mittwoch 1 Uhr ( Schweriusiag ) : An -
trag Graf Klinckowström betr. Bestrafung von Vertranens -
bruch (geheime Erlaffe), Antrag Auer betr. obligatorische Gewerbe-
grrichte , Antrag Rickert vrir . Sicherung t6S Wahlgeheimnisse ? .

Schluß 45 Uhr .

Wie ist den kleinen nnd mittleren
Detailisten z« helfen?

lieber dieses Thema finden mir in einem „Eingesandt "
der . Hamb . Nachr . " folgende Auslassungen , ivelche , wie wir
glauben , auch für unsere Verhältnisse in Süddeutschland von
hohem Jntereffe sind. Der Einsender schreibt :

Mit großem Jntereffe habe ich den Ausschußbericht betr .

?
»regressive Umsatzsteuer s. w. d. A. gelesen und muß
agen : „Der Ausschuß hat das Richtige getroffen ! * — Nur

chjll ich betreffs der projektierten Umsatzsteuer sür Waren¬
häuser , welche Steuer ich an und sür sich für ein Unrecht
halte und nur dann billigen könnte, wenn sie, um neue Steuer¬
quellen zu schaffen, eingesührt würde , dann aber auch — ich
sage das auf die Gefahr hin, selbst von der Steuer betroffen
zu werderr — im entsprechenden Verhältnis aus alle Betriebe
auszudehnen wäre , sagen , daß eine Sonderbesteuerung der
Warenhäuser dann einzutreten hätte , wenn das versteuerte
Einkommen zur Größe des Umsatzes in einem schreienden
Mißverhältnis steht. — Denn der Handel soll und muß Ge¬
winn schaffen und von diesem Gewinn muß der Staat
und/oder die Stadt ihren entsprechenden Teil haben und
wenn ein Warenhaus einen nach Millionen zählender : Umsatz
«rzielt und dabei thatsächlich nur ein miniinales Einkommen
versteuert , so soll und kann und muß dem ein Riegel vorge¬
schoben werden . Ich verlasse aber diesen Gegetlstand , weil er
sür die Frage , die mich beschäftigt, von zu geringer Bedeut¬
ung ist . —

Wie ist den kleinen und mittleren Detailisten zu helfen ?
Um dem Gedanken , ich verfolge Sonderintereffen , von vorn¬
herein die Spitze abzubrechen, erkläre ich, daß rnir solche voll¬
kommen fern liegen , auch beuierke ich, daß ich kein Tetailist
bin , aber mir in dieser Sache an der Hanv langjähriger Er¬
fahrungen und Beobachtungen ein Urteil zu fällen zutrauen
darf , und da habe ich mir denn häufig die Frage vorgelegt :
„Welches sind die Gründe , daß die Leute bei aller Reellität ,
bei allem Fleiß und aller Strebsamkeit , oft unter Verzicht-
leistung aus die bescheidensten Lebensgenüsse, nichts vor fich
bringen und ihr Leberr lang mit Sorge » unr ihre bescheidene
Existenz zu kämpfen haben ?" — Die Antwort lautet in den
meisten Fällen : Mangelnde geschäftliche Intelligenz und
mangelndes Betriebskapital . Der erste Grund bildet
«in Kapitel für sich und ist nicht so schnell abzustellen ; anders
verhält es sich mit dem zweiten urrd ich will daraus hinaus ,
dem bedrängten selbständigen Mittelstand , den zu erhalten
und zu stützen jeder vernünftige Mensch für wünschenswert
halten wird , leichtes und möglichst billiges Betriebs¬
kapital zu schaffen und differ Gedanke hat mir , der ich mich
sonst mit litterarischen Arbeiten nicht befasse , die Feder irr
die Hand gedrückt, um meinen Ansichten, wie diese Frage
v)ohl zu lösen wäre , Ausdruck zu geben.

Mein Vorschlag ist folgender : Es soll eine Darlehens¬
kasse in großem Stil gegründet werden mit dem ausge -
sprochenen Zweck , kleine und mittlere selbständige Geschäfts¬
leute — sagen wir Einkommen von ca . 1500 bis ca. 6000 M .
y . a . — durch Gewährung von Darlehen zu stützen. Im
großen ganzen können die Prinzipien der Herrn . Heineschen
und ähnlicher Stiftungen zunr Vorbild genommen werben ,
stur müssen die Grundsätze der zu bildenden Darleherrskasse
etwas weitherziger sein. Die Darlehen sollen nach gründlichera ng der Verhältnisse dem Antragsteller auf 10 Jahre

rt werden , dergestalt , daß nach 3 Jahren die Rückzahl¬
ungen beginnen und also danrr nach 7 Jahren beendet sein
müssen. Es wird natürlich auch hier Unzufriedene geben,
denen ein Darlehen verweigert werden muß, aber das soll
nicht verhindern , daß vielen Leuten , denen nach Lage der
Verhältnisse ein Kapital zu bewilligen ist, solches gewährt
wird . Wenn nun auch die Verzinsung nicht so billig als bei
einer Stiftung sein kann , so denk« ich, daß die Kapitalien ,die zu ca. 3 Proz . p . a . beschafft werden müssen, sür ca.4 Proz . p. a. hinzugeben sind, da 1 Proz . die Unkosten decken
wird und aus Ueberschüffe nicht gerechnet werden soll.

Was nun die Beschaffung des Betriebskapitals betrifft ,

so ist es nicht einmal absolut erforderlich , daß diejenigen ,welche die Sache unterstützen wollen, bares Geld hergeben.Es genügt , sofern ihre Position als gerrügend gesichert er
scheint, daß sie fich als Garanten zeichnen, wobei ich es
allerdings sür ratsam halte , daß 10 Proz . der garantierten
Beträge eingezahlt werden und ein kleinerer Betrag als 1000
Mark nicht gezeichnet werderr darf , während die Höhe unbe¬
schränkt ist. Im übrigen kann ich die Sache hier nur skizzierenund die Einzelbestimmungen haben Zeit , bis der Vorschlagder Verwirklichung näher gerückt ist . — Ich bin aber der
felsenfesten Ueberzeugung , daß das projektierte Unternehmen ,von hervorragenden ersten Persönlichkeiten geleitet oder auchnur wohlwollend unterstützt , reichen Segen stiften und gleich
zeitig den Beweis liefern würde , daß der zu Unrecht viel¬
geschmähte Hamburger Großkaufmann , der kein Herz und
Verständnis für die Sorgen des „kleinen Mannes " haben
soll , seinen thatsächlich stark ausgeprägten Sinn für Wohl
sahrts - und Wohlthätigkeits - Einrichtungen ungeschrvächt be
wahrt hat . Moralisch verpflichtet , für meinen oder einen ähn¬lichen Vorschlag einzutreten , sind nach meiner Ansicht die¬
jenigen , die, wie auch ich selbst, ernst die Wohlthaten der hier
bestehenden Darlehens - Stiftungen genoffen haben und heutein einer Position sind, daß sie event . ein kleines Risiko errr -
gehen können , unr andere dieselben Wohlthaten genießen zulassen, vorausgesetzt natürlich , daß sie meinen Vorschlag sürpraktisch halten . Ausschlaggebend sind selbstverständlich die
Hamburger Kapitalisten .

Zum Schluß will ich noch berrrerkerr , daß das Risiko sürdie Garanten bei kaufmännisch vernünftiger und gleichzeitighuman wohlwollender Leitung des Unternehmens ein so geringes ist, daß es zu dem zu erwartendeir Segen in keiner»
Verhältnis steht. — Bei einer sehr ungünstigen Entwickelung
dürste sür die Garanten ein größeres Risiko als 10 bis 15
Prozent ausgeschloffen sein.

Ich gebe mich der Hoffnung hin , daß mein Vorschlagin der hiesigen lödl . Presse eine sachliche , wohlwollende Be¬
sprechung erfahren wird und werde je nach den Belehrungenund Konsequenzen, die ich aus der Diskussion ziehe, event .weitere Schritte in der Sache zu unternehmen versuchen, so¬fern nicht bernsenere Leute inzwischen den Vorschlag aus¬nehmen.

Soweit der Einsender der „Hamburger Nachrichten ".Auch wir sind der Ansicht, daß durch Gewährung eines
öilligenBetriebskapitals der Mittelst « nd gestützt und ihm
gure Elemente zur Erneuerung heraugezogen werden könntenMan wird sich aber füglich fragen müssen , ob denn unseregroßen Geldinstitute , die wir , ganz abgesehen von den Privat -
vantiers , in reichlicher Zahl haben , nicht vor allem dazu be¬
rufen sind, uriserm hanvwert - und gewerbetreibenden Mittel¬
stand zu Helsen . Gewiß ! Allein wie steht die Sache in Wirk¬
lichkeit? Von einer Geneigtheit zum Kreditgeben für den sog .
„kleinen Alaun " ist heute nirgends mehr eine Spur vorhanden ,da sich die haute finauce mit Vorliebe dem risikolosen Effekten -
kommisstorrsgeschäst, vor allem aber der Gründung , d . h. Um¬
wandlung von bestehenden Geschäften in Aktiengesellschaftenwidmet , wobei der Verdienst nicht in Bruchteilen eines ein¬
zigen Prozents heveirrgebracht werden muß . Auch der Ver¬
dienst aus Wechsel- und Zrnskonto mag, so stattliche Ziffern»rauche Jahresbilanzen großer Banken aus diesen Korrri aus -
weisen, den Leitern derselben als viel zu langweilig erscheinen.Die Inanspruchnahme des Geldmarktes sür die sog. Gründ¬
ungen hat zur Erhöhnrrg des Reichsdankdiskontos auf eine
Stufe geführt , wie solche nur zu äußerst kritischen Zeiten in
den 28 Jahren des Bestandes des Deutsche» Reiches zu be¬
obachte» waren . Das neuerliche Mahnwort des Reichsbank -
präsidenlen Koch erscheint vollauf berechtigt. Wir sind mit
dieser Zwischenbemerkung vorn eigentlichen Thema abgeschweist.Wir sagten , dem Mittelstand muß durch leichte Geivähruug
von Darlehen ausgeholsen werden und wenn die bestehenden
Institute zu engherzig sind oder dieser Art des Kreditgeschäftskein Interesse entgegenbringen , dann legt sich allerdings der
Gedanke nahe , ein eigenes Kreditinstitut für diesen Zweck zn
gründen , in dessen Satzungen sein Daseinszweck fest um¬

schrieben sein müßte. Hierzu gehört nicht nur Unternehmungs¬geist, sondern vor allem auch ein Herz für die Bedürfnissedes Mittelstandes und volles Verständnis für die Rolle,welche ihm als Kern der Bürgerschaft in jedem Staats - und
Gemeinweserr ohne weiteres zukormnt.

Geschäftliche Mitteilungen .* Unter dem Titel „I llustriertes I ahrbu ch , Kalen -der für 18 99 " ist im Verlag von Rudolf Müsse , Berlin ,ein Buch erschienen , das sich insofern von den üblichen Kalendernvorteilhaft unterscheidet, als es sich durch eine Fülle fürs prak¬tische Leben berechneterArtikel als ein schier unentbehrliches Nach-
schlagebnch erweist. Von großem Wert sind namentlich die Er¬läuterungen von Rechtsfragen aus dem täglichen Leben/durch dieder Leser rnit dem neuen Bürgerlichen Gesetzbuch vertraut gemachtwird . Eine reich illustrierte Rückschau ruft die politischen Ereig¬nisse des verflossenen Jahres ins Gedächtnis zurück und auch sonstfindet Mann und Frau auf allen erdenklichen Gebieten Anregungin Hülle rmd Fülle, wie noch für Unterhaltung in hinreichendemMaße gesorgt ist. Die sänitlichen Messen und Märkte , eineillustrierte Totenschau re . fehlen nicht. Bei der reichen inneren undäußeren Ausstattung — das 389 Seiten starke Buch enthält ca.ISO Illustrationen , sowie einen künstlerischen Farbendruck und istprachtvoll gebunden — ist der Preis von 1 M . ein lächerlich ae-rmger . Wir können mrsern Lesern das „Illustrierte Jahrbuch " mitgutem Gewissen empfehlen.* Ein wahrer Geschäfts-Baedeker, wie er nützlicher sür einHandelshaus garnicht gedacht werden kmin, erscheint soeben unterdem Titel : „E . Regenhardts Geschäftskalender fürden Weltverkehr " in seinem 24. Jahrgange im Verlage vonC . Regenhardt in Berlin W 38 . Gebraucht der Geschäftsmannan irgend einem Platz der Erde ein zuverlässigesBankhaus , einengeeigneten Spediteur oder einen tüchtigen Advokaten, so findet erdie besten Adressen hierfür in C . Regenhardts Weltverkehr. Willder Geschäftsmann wissen , an welchen Orten ein deutscher Konsulist oder der irgendwelchen anderen Landes, so findet er es gennßnirgends reicher als in C . Regenhardts Weltverkehr. Gebraucht erchnell eine zuverlässtge Auskunft, sei es aus einem Orte Deutsch-ands oder irgend einem anderen diesseits oder jenseits des Ozeans,io wird er überall eine Firma mit einem * verzeichnet finden, diebereit ist, ihm gegen eine geringe Gebühr direkte Auskunft zu er-tellen. Will der Geschäftsmann seine Verbindungen sür den Ex¬port erweitern, so wird er an jedem Platze, sei es am Kap odern Marokko, in Jerusalem oder auf Haiti, in China oder inJapan , die hierzu geeignetsten Firmen finden . Bei solcher Biel-

ieitigkeit des Inhalts hat sich der Geschäftskalender für den Welt¬
verkehr bereits seit Jahren als der beste Mehrer des Geschäftserwiesen. — Er kostet nur 2.80 M . und sollte in keinem Geschäftefehlen .

Patentbericht für Bade «
mitgeteilt von denr Internationalen Patentbureau C. Kleyer in

dieser
Karlsruhe (Baden ).

Auskünfte ohne Recherchen werden den Abonnenten
Zeitung bei Einsendung der Frankatur gratis erteilt.

Patent - Anmeldungen .E . 8319 . Tragbahre mit wagrecht bleibendemLagerteil. Fried¬
rich Wilhelin Erb , Lahr i. Baden . Angemeldet am 5 . April 1897.

Patent - Erteilungen .Nr . 101911 . Vorrichtung zum selbstthätigen Schaumabschneidenunter Gegendruck bei Biergegendruck-Abfüllapparaten . Fabrik tech¬
nischer Apparate . Heinrich Stockheim , Mannheim . Angemeldet am8. Juni 1893.

Gebrauchsmuster - Eintragungen .Nr . 107366 . Bohrbrett für Bürstenhölzer mit Drehung nachzwei aufeinander senkrechten Richtungen. Gottlieb Steiert . Frei¬
burg i . Br ., Hildastraße 2 a. Angemeldet am 29. Nov . 1898. —
Nr . 107594 . Schreibmaschinentisch mit ausgeschnittener Tischplatteund im Abstande darunter vorgesehenem Rahmen , auf besten
Leisten die Schreibmaschine ruht . Karl Glatitz, Oos. Baden . An¬
gemeldet am 14. Nov . 1898. — Nr . 107807 . Fahrradkoffer mit
schief auslaufenden Ober - und Unterböden, sowie mit vier die
Vorderwand blldenden aufklapp- und verschließbaren Teilen.
Ph . Schlutter , Mannheim , v 4,1 . Angemeldet am 10. Dez. 1893,

Herausgeber uno verantwortlicher Redakteur :
Otto Reuß .

Berantrvortlich sür den Anzeigenteil : L u a ’.o t j 8orbach ,
beide in Karlsruhe .

Metzgerei » Gasthaus
Zn der Mbrcksradt Bteitgyerura . E . .zist eine gutgehtndr Metzgrrrt tt . Gasi-Idirlschaft mit guten Gebäuden, ander Hauptstraße, schön eingerichtet, zuVerkaufen. 39S .21
Verbrauch an Speisen u . Getränkentrotz. WöchentlicherVerbrauch an Groß¬

lieh 3 Stück, 5 Schweine und eine MasseWurstwaren.
Liebhabcr lade zur Besichtigung ein.

J. Strohm, „zur Sonne",» tetighetm a./Enz

X Pb. Bader
Amalienftratze 59 . Telefon 256 . ^ i

. Kohlen . Koks , llrikets ,
1Holzkohlen , Brennholz .
I Beste Qualitätswaare . Pünktlichste Bedienung.

Zu vermiethen,
iü in hiesiger Stadt , gut gelegen, eine
« aleiw . rkftLtte mit « iurichtuu«
nnd Wohnung .

Für einen tüchtige« M«ler« etsie»
findet sick> Mer dauernd « und lohnende
Beschäftigung . ^Dir Lokale eignen sich auch für
ander« Gewerbe. 3A .2 .2

Näheres durch C . Kieaierii
Triderg (Schwarzwald ) ._

I Hamb . « igarr .-K. sucht überall
Vertreter b. Gastw . rc. Vergüt b .
SW. *50.— pr . Mon . Bew.au. E . 2799
a. H . Erster, Hamburg . 342.1LS

Garutirt reine

(Tocayer )
von der FirmaJ . Paluoyay & Söhne ,

Pressburg (Ungarn),
in Gebinden von 30—150 Liter ab
diesigem ZoUkellcr, cmpnehlr der
Generalvertreter 248.18. 8

J . G . Delsa
Karlsruhe , Kaiserftraße 68 .

Druck und Verlag von Otto Reuß. Hirschstraße Nr . 9 in Karlsruhe.
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